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zur Entwicklung der DDR und ihrer 
Staats- und Gesellschaftsordnung, der 
Freiheit, des friedlichen Lebens, der 
Rechte und der Würde des Menschen 
wurde. In der sozialistischen Gesell
schaft ist die Bekämpfung und Ver
hütung von Straftaten und anderen 
Rechtsverletzungen ein gemeinsames 
Anliegen der sozialistischen Gesell
schaft, ihres Staates und aller Bürger. 
Im Wesen und in der Funktion der 
Gerichte wie der Staatsanwaltschaft 
vollzogen sich grundlegende, durch 
den Prozeß der Entfaltung der sozia
listischen Gesellschaftsverhältnisse 
bedingte Wandlungen. So wurde im 
Gerichtssystem die umfassende Teil
nahme der Werktätigen an der Recht
sprechung gesichert, und es entwik- 
kclten sich als qualitativ neue Or
gane —gesellschaftliche Gerichte. 
Eine neue, sozialistische Qualität als 
eigenständige Form der Ausübung 
der einheitlichen Staatsmacht stellt 
die Aufsicht der Staatsanwaltschaft 
über die strikte Einhaltung der sozia
listischen Gesetzlichkeit dar. Die 
Staatsanwaltschaft wurde in den Jah
ren 1951/52 aus den bis dahin be

stehenden staatsrechtlichen und 
staatsorganisatorischen Bindungen an 
das Gerichtssystem und das Ministe
rium der Justiz herausgelöst; sie 
wurde zu einem selbständigen zen
tralen, durch den —»■ Generalstaats
anwalt der DDR geleiteten Organ 
der einheitlichen sozialistischen 
Staatsmacht. Auch in der Tätigkeit 
des —>■ Ministeriums der J. als einem 
zentralen Leitungsorgan vollzogen 
sich bedeutende Veränderungen. Es 
ist verantwortlich für die Anleitung 
der Bezirks- und Kreisgerichte, die 
Kontrolle der ihnen übertragenen 
Aufgaben sowie für die Auswahl, den 
Einsatz und die Qualifizierung der 
Kader; ihm unterstehen die Staat
lichen Notariate, ihm obliegt die Auf
sicht über die Einzelnotare und 
Rechtsanwälte, die zum Schutz der 
sozialistischen Rechtsordnung und der 
Rechte der Bürger wirken. Darüber 
hinausgehende Aufgaben hat das Mi
nisterium der J. auf den Gebieten der 
—> Gesetzgebung, der Sicherung in
ternationaler Rechtsbeziehungen, der 
Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft 
und der Rechtspropaganda.


